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1. Vorwort zum Kinderschutz  
 

Gravierende, auch öffentlich verstärkt wahrgenommene Vorfälle von 
Kindesvernachlässigungen, zum Teil mit Todesfolge, veranlassten den 
Bundesgesetzgeber zu einer Gesetzesinitiative, um den Kinder- und Jugendschutz in der 
Kinder- und Jugendhilfe zu verbessern. Das Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes 
von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz – BKiSchG) ist am 
01.01.2012 in Kraft getreten.   
 
Das Bundeskinderschutzgesetz schafft die Grundlage für umfassende Verbesserungen 
im Kinderschutz in Deutschland. Es stärkt alle im Kinderschutz wichtigen Akteure - 
insbesondere die Kinder selbst. Das Gesetz bringt Prävention und Intervention 
gleichermaßen voran und steht für bessere Unterstützungsangebote für Familien, Eltern 
und Kinder, mehr Zusammenarbeit der relevanten Akteure und starke Netzwerke im 
Kinderschutz. Das Gesetz basiert auf einem intensiven Austausch mit den Fachleuten 
der Länder, Kommunen, Verbände und der Wissenschaft. Es greift Erkenntnisse des 
Aktionsprogramms "Frühe Hilfen" und Erfahrungen aus der Arbeit der Runden Tische 
"Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren" und "Sexueller Kindesmissbrauch" auf.1

     
Ein Regelungsbereich des Gesetzes umfasst den Ausschluss von einschlägig 
vorbestraften Personen im Rahmen von Tätigkeiten der Kinder- und Jugendhilfe.  
Minderjährige sollen wirksam vor allem vor Gewalt und sexuellen Übergriffen geschützt 
werden. Für das Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendarbeit ergeben sich hieraus 
unterschiedliche Handlungsbedarfe. Hierzu gehört auch die Umsetzung des § 72a Abs. 4 
SGB VIII.   
 
Um für Verbände/Vereine, Gruppen und Trägern von Jugendarbeit, die im Rhein-Neckar-
Kreis im Rahmen der §§ 11 und 12 SGB VIII Leistungen und Angebote für Kinder und 
Jugendliche erbringen, größere Handlungs- und Verfahrenssicherheit zu erzielen, haben 
der Kreisjugendring Rhein - Neckar e.V. und das Kreisjugendamt zur Gesamtthematik 
diese Handreichung erarbeitet.   
 
Berücksichtigt wurden dabei maßgeblich die Empfehlung zur Umsetzung des § 72a Abs. 
3 und 4 SGB VIII, die unter Federführung des Landesjugendamtes beim 
Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) Stuttgart mit Vertretern/innen der 
baden-württembergischen Jugendämter, der kommunalen Spitzenverbände, der Liga der 
freien Wohlfahrtspflege sowie der landesweit tätigen Träger der Kinder- und Jugendarbeit 
(Landesjugendring Baden-Württemberg, Landesarbeitsgemeinschaft Offene Jugend-
bildung Baden-Württemberg, Landessportverband Baden-Württemberg) erarbeitet wurde. 
Hierdurch war es möglich, eine landesweite Klärung der Thematik herbeizuführen sowie 
ein praxistaugliches Instrument für die Umsetzung der gesetzlichen Regelungen vor Ort 
zu entwickeln. Gleichzeitig wurden Muster u.a. für eine Vereinbarung nach § 72a SGB 
VIII und für eine Selbstverpflichtungserklärung bereitgestellt.  
 
 
 
 

                                            
1 http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Kinder-und-Jugend/kinder-und-jugendschutz.html 

4



 

5 

2. Gesetzliche Grundlagen   
 

Der Schutzauftrag der Jugendhilfe leitet sich aus dem Grundgesetz ab. Artikel 6 Abs. 2 
GG besagt, dass primär die Eltern für die Erziehung und den Schutz ihrer Kinder 
verantwortlich sind. Wenn Eltern allerdings Gefahren für ihre Kinder nicht abwenden, 
obliegt die Wahrnehmung des Wächteramts der Jugendhilfe - in einer Verantwortungs- 
gemeinschaft mit den Familiengerichten.   
 
Der Schutzauftrag der Jugendhilfe ist im § 8a SGB VIII als Verfahrensvorschrift geregelt. 
Durch die Inkraftsetzung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe (KICK) am 01.10.2005 wurden Regelungen zum Kinderschutz konkretisiert. 
Gem. § 8a Abs. 1 SGB VIII richtet sich der Schutzauftrag für Kinder und Jugendliche an 
das Jugendamt, allerdings hat der Gesetzgeber mit der Sicherstellungsvereinbarung 
gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII festgelegt, dass freie Träger der Jugendhilfe den Kinderschutz 
in gleicher Weise wahrnehmen, wie es dem Jugendamt auferlegt ist.   
 
Durch die Einführung der Regelung des § 72a SGB VIII zur Vorlage eines erweiterten 
Führungszeugnisses (§§ 30, 30a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz) soll verhindert 
werden, dass in kinder- und jugendnahen Bereichen Personen beschäftigt werden, die 
rechtskräftig wegen einschlägiger Straftatbestände verurteilt wurden, unabhängig von der 
Höhe der Strafe und dem Alter bei der Begehung der Straftat. In das erweiterte 
Führungszeugnis werden somit auch einschlägige Verurteilungen unterhalb der 
Bagatellgrenze aufgenommen. Im Rahmen des § 72a SGB VIII sieht der Gesetzgeber im 
Vergleich zu hauptamtlich Beschäftigten bei Ehrenamtlichen und Nebenamtlichen keine 
generelle Führungszeugnispflicht vor.   
 
Für Träger der öffentlichen Jugendhilfe ergibt sich daraus einerseits die Notwendigkeit, 
„(...) über die Tätigkeiten (zu) entscheiden, die von den (...) genannten Personen auf 
Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts (…) mit Kindern und Jugendlichen nur 
nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis (…) wahrgenommen werden dürfen (§ 72a 
Abs. 3 SGB VIII). Andererseits erwächst daraus der Auftrag der Jugendhilfe, mit allen 
Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Einsichtnahme in erweiterte 
Führungszeugnisse von Personen zu treffen, die für diese tätig sind“ (§ 72 a Abs. 4 SGB 
VIII).  
 
Gemäß der Gesetzesbegründung zum Bundeskinderschutzgesetz (Drucksache 17/6256) 
werden bei den zu schließenden Vereinbarungen im Sinne von § 72a Abs. 4 SGB VIII 
nur Leistungen erfasst, die auch von der öffentlichen Jugendhilfe finanziert werden. 
Wenn keine Finanzierung durch die öffentliche Jugendhilfe erfolgt, kommt der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe seiner Verpflichtung nach, indem er den ihn bekannten Trägern 
anbietet, eine Vereinbarung gemäß § 72 a Abs. 4 SGB VIII für den Bereich der Kinder- 
und Jugendarbeit abzuschließen bzw. auf Anfragen eines Trägers eine Vereinbarung mit 
diesem abschließt (siehe Anlage 6.2).   
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3. Verfahren  

3.1 Wer muss ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen?  
 

Ein erweitertes Führungszeugnis ist nach § 72a Abs. 3 u. 4 SGB VIII von ehren- und 
nebenamtlich Tätigen vorzulegen, die in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe Minderjährige beaufsichtigen, betreuen, erziehen bzw. ausbilden 
oder vergleichbare Kontakte zu diesen haben. Die dadurch entstehenden Kontakte 
können je nach Art, Intensität und Dauer (qualifizierte Kontakte) die Einsichtnahme in 
ein Führungszeugnis erfordern, da ein besonderes Vertrauensverhältnis zwischen 
den jeweiligen Schutzbefohlenen und den jeweiligen Mitarbeitenden aufgebaut 
werden kann.2   
 

3.2 Prüfschema zur Feststellung, ob ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen ist  

Mit Hilfe eines Prüfschemas (siehe Anlage 6.3) kann festgestellt werden, ob ein 
erweitertes Führungszeugnis erforderlich ist oder nicht.   
 
Sollte anhand des Prüfschemas die Einholung eines erweiterten Führungszeug-
nisses notwendig sein, so werden die Ehrenamtlichen von ihrem Verband/Verein 
beauftragt, dieses zu beantragen. Ihnen wird auch mitgeteilt, wem sie das erweiterte 
Führungszeugnis zur Einsicht vorlegen müssen.   
 

3.3 Selbstverpflichtungserklärung 
 

Es ist möglich, dass sich Tätigkeiten in der Kinder- und Jugendarbeit spontan 
ergeben. In diesen Fällen sollte im Vorfeld der Maßnahme zumindest eine 
Selbstverpflichtungserklärung abgegeben werden (siehe Anlage 6.4). Ebenso ist es 
sinnvoll, dass Personen mit Wohnsitz im Ausland eine solche Erklärung abgeben, da 
die Beantragung eines erweiterten Führungszeugnisses nach deutschem Recht nicht 
möglich ist.3   
 

3.4 Wie und wo kann ein erweitertes Führungszeugnis beantragt werden?   
 

Antragsteller müssen den Antrag  persönlich bei der Meldebehörde ihrer Gemeinde 
stellen. Den Antrag können auch gesetzliche Vertreter (z.B. die Eltern für 
Minderjährige) stellen. Die Bevollmächtigung einer anderen Person ist nicht möglich. 
Bei der Antragstellung  muss der Grund für die Beantragung genannt sowie ein 
entsprechendes Schreiben des Trägers vorgelegt werden (siehe Anlagen 6.5.a und 
6.5.b). Desweiteren ist ein Personalausweis oder Reisepass vorzulegen.  
 
Der Antragsteller erhält das erweiterte Führungszeugnis direkt vom Bundesamt für 
Justiz mit der Post. Wenn ein erweitertes Führungszeugnis zur Ausübung einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit benötigt wird, ist der Antragsteller mit dem entsprechenden 
Antrag von den Kosten befreit.4  

                                            
2 KVJS, Arbeitshilfe zur Umsetzung des § 72a Abs. 3 und 4 SGB VIII , S. 2 
3 KVJS, Arbeitshilfe zur Umsetzung des § 72a Abs. 3 und 4 SGB VIII, S. 5 
4 http://service-bw.de/zfinder-bw-web/processes.do?vbid=2189281&vbmid=0#verfahrensablauf 
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3.5 Wie erfolgt die Einsichtnahme?  
 

Die Einsichtnahme wird von den örtlichen freien Trägern eigenständig gehandhabt 
und geregelt.  D.h. jeder Verein/Verband bestimmt eine oder mehrere Personen, die 
für die Einsichtnahme und Dokumentation der erweiterten Führungszeugnisse 
verantwortlich sind. Liegt dem Ehrenamtlichen das erweiterte Führungszeugnis vor, 
dann zeigt er dieses dem Verantwortlichen im Verband/Verein. Weder das Original 
noch eine Kopie dürfen beim Verband/Verein eingezogen werden. Die Daten dürfen 
nicht weitergegeben werden. Der Verein/Verband darf nur dokumentieren, ob und 
wann ein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt wurde und ob demnach eine 
Beschäftigung erfolgen darf (Anlage 6.6).5 Bei Bedarf kann der Verband/Verein den 
Kreisjugendring Rhein-Neckar e.V. mit der Einsichtnahme und Dokumentation beauf-
tragen.   
 

3.6  Was ist, wenn ein Eintrag im erweiterten Führungszeugnis vorliegt?  
 

Eine Person, die wegen einer Straftat im Sinne des § 72a SGB VIII 
Bundeskinderschutzgesetz verurteilt wurde, darf keine Tätigkeiten in der Kinder- und 
Jugend(verbands)arbeit (weiter) ausüben. Beinhaltet das erweiterte 
Führungszeugnis jedoch Einträge, die andere Straftaten betreffen (z.B. Betrug oder 
Diebstahl), so dürfen diese Informationen keine Berücksichtigung finden.6  
 
Es ist möglich, dass der freie Träger in diesem Zusammenhang mit eindeutigen und 
nicht eindeutigen Fällen konfrontiert wird. Gerade bei nicht eindeutigen Fällen sollte 
der freie Träger juristischen Sachverstand und ggf. auch eine externe Beratung 
durch Fachkräfte (z.B. Jugendamt, siehe Punkt 5) hinzuziehen.   
 

3.7 Was ist zu tun, wenn das erweiterte Führungszeugnis nicht vorgelegt wird?
  

Weigert sich der/die Ehrenamtliche ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen, so 
darf die Person im Verband/Verein nicht in kinder- und jugendnahen Bereichen tätig 
werden.   
 

3.8 Wann ist eine Wiedervorlage notwendig?  
 

Das erweiterte Führungszeugnis darf bei Vorlage nicht älter als 3 Monate sein und 
soll alle 5 Jahre neu beantragt und vorgelegt werden. Das Datum der Wiedervorlage 
berechnet sich nach dem Ausstellungsdatum des Zeugnisses.7  
 

3.9 Datenschutz und Dokumentation  
 

Bei der Einsichtnahme in die erweiterten Führungszeugnisse und bei der 
Speicherung der Daten sind die Datenschutzbestimmungen zu beachten. Demnach 
darf das erweiterte Führungszeugnis nur eingesehen und nicht einbehalten werden. 
Dieser Vorgang ist vom jeweiligen Träger zu dokumentieren.8 Es darf nur 
dokumentiert werden, ob und wann ein Führungszeugnis eingesehen wurde und ob 
demnach eine Beschäftigung erfolgen darf.9 

                                            
5 2. Fachforum „Umsetzung des § 72a Bundeskinderschutzgesetz“- Dokumentation von Teilnehmerfragen 
6 Vgl. BDKJ Diözese Trier, Arbeitshilfe für ehrenamtlich Tätige in der katholischen Jugend(verbands)arbeit S. 30 
7 KVJS, Arbeitshilfe zur Umsetzung des § 72a Abs.3 und 4 SGB VIII , S. 6 
8 KVJS, Arbeitshilfe zur Umsetzung des § 72a Abs. 3 und 4 SGB VIII , S. 5 
9 2. Fachforum „Umsetzung des § 72a Bundeskinderschutzgesetz“-Dokumentation von Teilnehmerfragen 
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4. Schulungen und Fortbildungen  
 

Die Vorlage von erweiterten Führungszeugnissen kann nur ein Teil eines umfassenden 
Präventions- und Schutzkonzeptes der Träger sowie der Verbände/Vereine sein. Der 
Schwerpunkt muss auf der Qualifizierung und Sensibilisierung von Mitarbeitern liegen. Für 
einen effektiven Kinder- und Jugendschutz ist es unerlässlich, dass eine gemeinsam getragene 
Organisationskultur mit regelhaften Strukturen und Vorgehensweisen entwickelt wird. Dazu 
gehört neben der Selbstverpflichtungserklärung (siehe Anlage 6.4) bzw. Verpflichtung der 
ehren- und nebenamtlich tätigen, im täglichen Handeln den Schutz anvertrauter Kinder- und 
Jugendlicher stets im Blick zu haben sowie ein Leitfaden, um bei Vorliegen eines Verdachts 
oder Vorfalls umgehend angemessen zu handeln (siehe Anlage 6.7).10  
 
Der Kreisjugendring Rhein-Neckar und das Jugendamt Rhein-Neckar bieten hierzu 
entsprechende Fortbildungen an (siehe Programmheft des Kreisjugendrings Rhein-Neckar e.V.) 
 

5. Kontaktadressen 
 
Bei verfahrenstechnischen Fragen zur Umsetzung des § 72a Abs. 3 und 4 SGB VIII:  
 
Kreisjugendring Rhein-Neckar e.V.  
Geschäftsführung: Herr Nicolas Alt 
Telefon:     06220 / 52171-285 
E-Mail:     info@kreisjugendring-rhein-neckar.de 
 
oder: 
 
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 
Jugendhilfeplanung: Frau Katja Weiß 
Telefon:       06221 / 522-1569 
E-Mail:       Katja.Weiss@Rhein-Neckar-Kreis.de  
 
 
Bei Verdacht auf oder einer konkreten Meldung von Kindeswohlgefährdung:  
 
Landratsamt Rhein-Neckar Kreis 
Jugendamt - Allgemeiner Sozialer Dienst: 
 
Außenstelle Wiesloch:   06222 / 3073-4195 
Außenstelle Sinsheim:   07261 / 9466-5573 
Außenstelle Weinheim:   06221 / 522-2111 
Außenstelle Neckargemünd: 06223 / 866536-7654      
 

 

                                            
10 KVJS, Arbeitshilfe zur Umsetzung des § 72a Abs. 3 und 4 SGB VIII , S. 2 
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Gesetzestexte - Auszüge aus dem SGB VIII 
 
 
§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 
(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen 
und Familien. 
(2) Leistungen der Jugendhilfe sind: 

1.  Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14), 

2.  Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 21), 
3.  Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in 

Tagespflege (§§ 22 bis 25), 
4.  Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40), 
5.  Hilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und ergänzende 

Leistungen (§§ 35a bis 37, 39, 40), 
6.  Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung (§ 41). 

 
§ 11 Jugendarbeit 
(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der 
Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen 
anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung 
befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen 
und hinführen. 
(2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden, Gruppen und Initiativen der Jugend, von 
anderen Trägern der Jugendarbeit und den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst 
für Mitglieder bestimmte Angebote, die offene Jugendarbeit und gemeinwesenorientierte 
Angebote. 
(3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören: 

1.  außerschulische Jugendbildung mit allgemeiner, politischer, sozialer, 
gesundheitlicher, kultureller, naturkundlicher und technischer Bildung, 

2. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit, 
3.  arbeitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendarbeit, 
4. internationale Jugendarbeit, 
5.  Kinder- und Jugenderholung, 
6.  Jugendberatung. 

(4) Angebote der Jugendarbeit können auch Personen, die das 27. Lebensjahr vollendet 
haben, in angemessenem Umfang einbeziehen. 
 
 
§ 12 Förderung der Jugendverbände 
(1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit der Jugendverbände und Jugendgruppen ist unter 
Wahrung ihres satzungsgemäßen Eigenlebens nach Maßgabe des § 74 zu fördern. 
(2) In Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Jugendarbeit von jungen Menschen selbst 
organisiert, gemeinschaftlich gestaltet und mitverantwortet. Ihre Arbeit ist auf Dauer angelegt 
und in der Regel auf die eigenen Mitglieder ausgerichtet, sie kann sich aber auch an junge 
Menschen wenden, die nicht Mitglieder sind. Durch Jugendverbände und ihre 
Zusammenschlüsse werden Anliegen und Interessen junger Menschen zum Ausdruck 
gebracht und vertreten. 
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§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 
sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren 
Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das 
Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und 
notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende 
Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf 
die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung 
der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach 
diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
 

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die 
Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine 
Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie 

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die 
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

 
In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend 
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 
(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von 
Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die 
Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen 
Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder 
des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
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                                                                                                                                           Anlage 6.1.     An 
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72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendarbeit dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe keine Personen beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig 
wegen einer Straftat nach den §§ 171,174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 
232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem 
Zweck sollen Sie sich bei der Einstellung oder Vermittlung und in regelmäßigen Abständen 
von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 
des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf 
Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und 
Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 
wahrgenommen werden dürfen. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit dem Träger der 
freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlichen tätige Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten 
schließen, die von dem Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer 
des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das 
Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 
eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen 
wurde, das Datum des Führungszeugnisses und die Information erheben, ob die das 
Führungszeugnis betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtkräftig 
verurteilt worden ist. Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese 
erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der 
Personen von der Tätigkeit , die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis 
gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind 
unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach 
Absatz 3 oder 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Anderenfalls sind die Daten 
spätestens 3 Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 
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Muster für eine Vereinbarung nach § 72a SGB VIIIi

Auf Grundlage des Beschlusses des Jugendhilfeausschusses des Landkreises 
NN / der Stadt NN vom TT.MM.JJJJ wird folgende Vereinbarung getroffen. 

Zwischen 
NN 
als Träger der freien Jugendhilfe 

und dem 

Kreisjugendamt NN/dem Jugendamt der Stadt NN 
als Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

Diese Vereinbarung regelt in Anwendung des § 72a SGB VIII, wann Ehren-  
und Nebenamtliche ihre Tätigkeit beim Träger der freien Jugendhilfe NN auf-
grund von Art, Intensität und Dauer des Kontaktes zu Kindern und Jugendli-
chen nur nach Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach den §§ 30 
und 30 a Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ausüben dürfen. 

1.  Der Träger der freien Jugendhilfe NN verpflichtet sich, die Qualifizierung 
seiner ehren- und nebenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für 
ihre Tätigkeit in der Kinder- und Jugendarbeit sicher zu stellen und das Prä-
ventions- und Schutzkonzept seines Verbandes zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen in der alltäglichen Kinder- und Jugendarbeit umzusetzen. 

2.  In Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe im Sinne von 
§ 3 Abs. 2 SGB VIII erbringt der freie Träger Angebote der Jugendhilfe, ent-
sprechend § 2 Abs. 2 SGB VIII oder beteiligt sich an einer anderen Aufgabe 
im Sinne des § 76 Abs. 1 SGB VIII, die von der öffentlichen Jugendhilfe fi-
nanziert werden. 

3.  Der Träger der freien Jugendhilfe NN benennt dem Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe NN die Tätigkeiten aufgrund derer wegen Art, Intensität und 
Dauer des Kontakts zu Kindern und Jugendlichen ein erweitertes Füh-
rungszeugnis von ehren- und nebenamtlich Tätigen vorzulegen ist. Dies 
stellt jedoch keinen abschließenden Katalog dar und entbindet den Träger 
der freien Jugendhilfe nicht von der Verantwortung, auf jeden Fall auch bei 
dort nicht genannten Tätigkeiten eine Überprüfung anhand der Kriterien 

Anlage 6.2.
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vorzunehmen und sich unter Umständen ein erweitertes Führungszeugnis 
vorlegen zu lassen. Die Entscheidung darüber, ob ein erweitertes Füh-
rungszeugnis vorgelegt werden muss, ist vom freien Träger zu dokumentie-
ren (siehe hierzu Anlage 3 der Arbeitshilfe). 

4.  Der Träger der freien Jugendhilfe NN verpflichtet sich, keine ehren- bzw. 
nebenamtlich Tätigen, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den 
§§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 
234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuches (StGB) verurteilt worden sind im 
Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit einzusetzen. 

5.  Das erweiterte Führungszeugnis darf bei der Vorlage nicht älter als drei 
Monate sein. Spätestens nach fünf Jahren ist ein aktuelles erweitertes Füh-
rungszeugnis vorzulegen. Die Einsichtnahme in das erweitertes Führungs-
zeugnis ist vom freien Träger zu dokumentieren (siehe hierzu Anlage 5 der 
Arbeitshilfe). In diesem Zusammenhang sind die Datenschutzbestimmun-
gen zu berücksichtigen. 

6.  Die Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses muss vor Beginn der eh-
ren- oder nebenamtlichen Tätigkeit erfolgen, spätestens jedoch bis Ablauf 
einer dreimonatigen Übergangsfrist ab Unterzeichnung dieser Vereinba-
rung. 

7.  Sollte eine ehren- oder nebenamtliche Tätigkeit so spontan und kurzfristig 
entstehen, dass eine Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nicht 
möglich ist, ist eine Selbstverpflichtungserklärung von der betreffenden 
Person abzugeben (siehe hierzu Anlage 2 der Arbeitshilfe). 

8.  Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und tritt zum 
TT.MM.JJJJ in Kraft. Jeder Vertragspartner kann die Vereinbarung mit einer 
Frist von sechs Monaten kündigen. Im gegenseitigen Einvernehmen ist eine 
frühere Kündigung bzw. Veränderung möglich. Die Kündigung bzw. Verän-
derung bedarf der Schriftform.  

____________________________ ____________________________ 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe Träger der freien Jugendhilfe 

i In Anlehnung an die Mustervereinbarung des Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) 
Nordrhein-Westfalen, Quelle: Bund der Deutschen Katholischen Jugend Nordrhein-Westfalen 
(Hrsg.): Arbeitshilfe zum Einsatz und Umgang mit erweiterten Führungszeugnissen gemäß § 72a 
SGB VIII bei Neben- und Ehrenamtlichen in der Jugendverbandsarbeit 
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Es handelt sich um eine spontane Aktivität  

An der Aktivität nehmen Minderjährige teil. 

Die Aktivität wird ohne Übernachtung von einem 
kollegialen Team durchgeführt. 

Die Aktivität findet im Rahmen reiner Selbstorgani-
sation Minderjähriger statt. 

Die ehrenamtlich tätige Person ist mindestens 16 
Jahre alt. 

Ein erweitertes Führungszeugnis wurde zuletzt vor 
mehr als fünf Jahren vorgelegt. 

Einsichtnahme in das erweiterte Füh-
rungszeugnis und Dokumentation 
der Einsichtnahme erforderlich. 

 
K

eine Einsichtnahm
e in das erw

eiterte Führungszeugnis 

 

Alle Ausnahmen von 
der vorgenannten Re-
gel sowie alle sonsti-
gen ehren- bzw. neben-
amtlichen Tätigkeiten, 
die mit Kontakt zu Kin-
dern und/oder Jugend-
lichen verbunden sind, 
erfordern eine differen-
zierte Einschätzung 
nach dem Prüfschema, 
um festzustellen, ob ein 
Führungszeugnis erfor-
derlich ist.  

 *Vgl. BDKJ Diözese Trier, Arbeitshilfe für ehrenamltich Tätige in der katholischen Jugend(verbands)arbeit S. 22 

 

Prüfschema  
zur Feststellung, ob ein erweitertes Führungszeugnis erforderlich ist oder nicht:* 

-16-  

Folgende Kerntätigkeiten erfordern die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses, soweit  die neben- und ehren-
amtlichen Personen  mindestens 16 Jahre alt sind und ihre Aufgaben mit mindestens einem/einer minderjährigen Teil-
nehmer/in ausgeübt werden. 
 

 Tätigkeiten, die eine gemeinsame Übernachtung mit Kindern und Jugendlichen vorsehen  (ART und DAUER) 
 Tätigkeiten, die Pflegeaufgaben und somit enge Körperkontakte einschließen (INTENSITÄT) 
 Tätigkeiten, die Einzelarbeit, vergleichbar mit Einzelunterricht, beinhalten 
 Tätigkeiten, die allein, d.h. nicht im Team durchgeführt werden (ART und INTENSITÄT).  

Nein 

Ja 

Nein 

Nein 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 

Nein 

15

Anlage 6.3



Muster für eine Selbstverpflichtungserklärung

oder 236 des Strafgesetzbuches (StGB) verurteilt worden bin und auch keine 
entsprechenden Verfahren gegen mich anhängig sind. 

Im  Rahmen  dieser  Erklärung  verpflichte  ich  mich  dazu,  den  Träger  über  
die Einleitung eines entsprechenden Verfahrens zu informieren. 

Name, Vorname, Geburtsdatum 

Anschrift 

Ort, Datum Unterschrift 

Anlage 6.4.
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Hiermit  versichere  ich,  dass  ich  nicht  wegen  einer  Straftat  nach  den  §§ 
171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235
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Muster für eine Bescheinigung für die Gebührenbefreiung 

Beantragung eines erweiterten Führungszeugnisses 
(gemäß § 30a Bundeszentralregistergesetz)

Bestätigung des Vereins/Verbandes 

Frau/Herr  ……………………………………………geb. am………………………... 

wohnhaft in  …………………………………………………………………………..... 

ist für den  ………………………………………………………………………………. 

………………………………………………………………………………………….... 
(Vereins- bzw. Verbandsname, Anschrift, Vereins-Register-Nr.) 

………………………………………………………………………………………tätig. 

(oder: wird ab dem…………………eine Tätigkeit aufnehmen) und benötigt für 
seine/ihre Tätigkeit in der Kinder- und Jugendhilfe gemäß den Vorgaben des 
§ 72a SGB VIII ein erweitertes Führungszeugnis gemäß § 30a Abs. 1 Bundes-
zentralregistergesetz (BZRG). 

Die Tätigkeit erfolgt ehrenamtlich und wir beantragen eine Gebührenbefreiung. 

_______________________________ 
Ort, Datum 

_______________________________________________________________ 
Stempel/Unterschrift von zwei Vertreter/innen des Vorstands 
(davon mindestens ein Vertreter/eine Vertreterin aus dem geschäftsführenden 
Vorstand) 

Anlage 6.5. a
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Merkblatt 
zur Erhebung von Gebühren für das Führungszeugnis 

(Stand: 15. Oktober 2013) 

I. Grundsatz 

Die Erteilung eines Führungszeugnisses ist nach den Nummern 1130 und 1131 der Anlage 
zu § 4 Absatz 1 des Gesetzes über Kosten in Angelegenheiten der Justizverwaltung 
- JVKostG - grundsätzlich gebührenpflichtig. Die Gebühr beträgt derzeit 13 €, für das Euro-
päische Führungszeugnis 17 €, und wird bei der Antragstellung von den Meldebehörden er-
hoben. 

II. Gesetzlich geregelte Ausnahmen 

Die Gebührenpflicht gilt nach der Vorbemerkung zu Hauptabschnitt 1, Register- und Grund-
buchangelegenheiten, Abschnitt 3, Bundeszentral- und Gewerbezentralregister, der Anlage 
zu § 4 Absatz 1 JVKostG nicht, wenn ein Führungszeugnis zur Ausübung einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit benötigt wird, die für eine gemeinnützige Einrichtung, für eine Behörde oder 
im Rahmen eines der in § 32 Abs. 4 Nr. 2 Buchstabe d EStG1 genannten Dienste ausgeübt 
wird. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist nachzuweisen. 

III. Ermessensentscheidungen nach § 10 JVKostG 

Über die gesetzliche Gebührenbefreiung hinaus kann das Bundesamt für Justiz gemäß § 10 
JVKostG auf Antrag ausnahmsweise, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Zahlungspflichtigen (Mittellosigkeit) oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten 
erscheint (besonderer Verwendungszweck), die Gebühr ermäßigen oder von der Erhebung 
der Kosten absehen. 

IV. Verfahren 

In den Fällen, in denen ein Antrag auf Gebührenbefreiung gestellt wird (vgl. oben III.), ist 
zunächst von der Erhebung der Gebühr abzusehen. Der Antrag auf Befreiung von der Ge-
bühr ist von der Meldebehörde in den elektronisch an die Registerbehörde zu übermit-
telnden Antrag auf Erteilung des Führungszeugnisses aufzunehmen. Die Meldebehörde 
gibt bei Übermittlung des Antrags an, ob die Mittellosigkeit der antragstellenden Person oder 
der besondere Verwendungszweck bestätigt werden kann. 

Im Interesse eines möglichst geringen Verwaltungsaufwands bei der Prüfung von Gebühren-
befreiungsanträgen sollen die Anforderungen an den Nachweis der Mittellosigkeit möglichst 
gering gehalten werden. Wird die Gebührenbefreiung wegen des besonderen Verwendungs-
zwecks beantragt, ist dieser nachzuweisen.  

1   Freiwilliges soziales Jahr  
Freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes  
Freiwilligendienst im Sinne des Beschlusses Nr. 1719/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
November 2006 zur Einführung des Programms „Jugend in Aktion“ (ABl. EU Nr. L 327 S. 30)  
Ein anderer Dienst im Ausland im Sinne von § 14b des Zivildienstgesetzes  
Entwicklungspolitischer Freiwilligendienst „weltwärts“ im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 (BAnz. 2008 S. 1297)  
Freiwilligendienst aller Generationen im Sinne von § 2 Absatz 1a des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
Internationaler Jugendfreiwilligendienst im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBl S. 1778)  
Bundesfreiwilligendienst im Sinne des Bundesfreiwilligendienstgesetzes 

Anlage 6.5.b
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Liegen die Voraussetzungen des Verzichts auf die Gebührenerhebung nicht vor, ist der An-
tragsteller durch die Meldebehörde darauf hinzuweisen, dass der Antrag auf Gebüh-
renbefreiung keine Erfolgsaussicht hat und durch die weitere Bearbeitung eines sol-
chen Antrags die Erteilung des Führungszeugnisses erheblich verzögert werden kann. 
Hält der Antragsteller den Antrag gleichwohl aufrecht, ist der Antrag auf Erteilung ei-
nes Führungszeugnisses einschließlich des Antrags auf Gebührenbefreiung in Papier-
form an das Bundesamt für Justiz, Sachgebiet IV 31, 53094 Bonn, zur Entscheidung zu 
übersenden. 

V. Einzelfälle 

Mittellosigkeit Gebührenbefreiung Ja/Nein
Bezieher von ALG II Ja
Bezieher von Sozialhilfe Ja
Bezieher des Kindergeldzuschlags nach § 6a des Bun-
deskindergeldgesetzes

Ja

Schülerinnen/Schüler, Studierende, Auszubildende Es kommt auf die Vermögensver-
hältnisse der betroffenen Person 
im Einzelfall und ggfs. auf die 
Vermögensverhältnisse möglicher 
Unterhaltsverpflichteter an. 

Besonderer Verwendungszweck Gebührenbefreiung Ja/Nein
Ehrenamtliche Tätigkeit, die die Voraussetzungen der 
o.g. Vorbemerkung nicht erfüllt

Einzelfallentscheidung

Vollzeitpflegepersonen Ja
Haupt- oder nebenamtliche berufliche Tätigkeit bei 
einer gemeinnützigen Einrichtung

Nein

Adoption Nein
Freiwilliger Wehrdienst Nein
Praktika im Rahmen der schulischen sowie beruflichen 
Ausbildung / des Studiums

Nein

Tagespflegepersonen
(z.B. Tagesmütter, entgeltliche Kinderbetreuung)

Nein

Bundesamt für Justiz, Referat IV 1, 53094 Bonn – Stand 15. Oktober 2013 
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19



Muster für ein Dokumentationsblatt für den Träger 
bezüglich der Einsichtnahme in das Führungszeugnis bei neben- oder ehrenamtlich täti-

gen Personen (gemäß § 72a Abs. 5 SGB VIII) 

Vor- und
Nachname

der neben- oder 
ehrenamtlich

tätigen Person

Datum
der

Einsicht-
nahme

Datum 
des Zeug-

nisses

Liegt eine
Verurteilung 
nach einer in 

§ 72a SGB VIII 
genannten 

Straftat vor?

Darf insofern 
eine Beschäfti-
gung erfolgen?

Unterschrift

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□ ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

□   ja □   nein □   ja □   nein

Anlage 6.6.
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Muster des Landesjugendrings Baden-Württemberg für eine Verpflichtungserklärung 

Verpflichtungserklärung: 

Diese Erklärung wird immer im Rahmen von Schulungen zum Kinder- und 
Jugendschutz besprochen und unterschrieben. 

In den Schulungen werden Verständnis für das Thema geschaffen sowie mögliche 
Widerstände ernst genommen.

1. Würde – Wertschätzung – Kultur der Grenzachtung 

Ich achte die Würde meiner Mitmenschen. Meine Arbeit in der Jugendarbeit im / in der 
.................................. (Verband / Verein) ist von Wertschätzung und Grenzachtung geprägt. 

2. Grenzen achten / Nähe - Distanz 

Ich nehme die individuellen Grenzempfindungen der Kinder und Jugendlichen wahr und 
respektiere sie. Ich achte auf Grenzüberschreitungen durch Mitarbeitende und Teilnehmende 
in den Gruppen, bei Angeboten und Aktivitäten. Ich vertusche sie nicht und reagiere 
angemessen darauf. 

3. Aktiv Stellung beziehen / Kinder schützen 

Ich beziehe aktiv Stellung gegen abwertendes, gewalttätiges oder sexistisches Verhalten. 
Egal, ob dieses Verhalten durch Worte, Taten, Bilder oder Videos erfolgt. 

4. Vorbildfunktion / Abhängigkeiten verhindern 

Ich bin mir meiner Vorbildfunktion gegenüber den mir anvertrauten Kindern und 
Jugendlichen bewusst. Mein Leitungshandeln ist nachvollziehbar und ehrlich. Ich nutze keine 
Abhängigkeiten aus und missbrauche nicht das Vertrauen der Mädchen und Jungen. 

5. Sorgfältige Methodenauswahl 

Ich achte bei der Auswahl von Spielen, Methoden und Aktionen darauf, dass Mädchen und 
Jungen keine Angst gemacht wird und ihre persönlichen Grenzen nicht verletzt werden. 

6. Beratung einholen 

Bei Übergriffen oder massiven Formen seelischer, körperlicher oder sexualisierter Gewalt 
gegen Mädchen und Jungen hole ich mir umgehend Beratung von Fachkräften. Mit diesen 
spreche ich das weitere Vorgehen ab. 

7. Grenzverletzungen 

Ich nehme Grenzverletzungen durch anderen Mitarbeitende und Teilnehmende in den 
Gruppen, bei Angeboten und Aktivitäten bewusst war und vertusche sie nicht. 

Anlage 6.7.
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8. Strafandrohung  

Mir ist bewusst, dass jede sexuelle Handlung mit Schutzbefohlenen disziplinarische und 
gegebenenfalls strafrechtliche Folgen hat. Ich versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat 
im Zusammenhang mit sexualisierter Gewalt verurteilt bin oder ein solches Verfahren gegen 
mich anhängig ist. Für den Fall, dass diesbezüglich ein Ermittlungsverfahren gegen mich 
eingeleitet wird, verpflichte ich mich, dies meinem Verband / meiner Organisation oder der 
Person, die mich beauftragt hat, umgehend mitzuteilen. (dies bezieht sich auf folgende §§ 
StGB: 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 
236) 

9. Schulung 

Ich habe an einer Schulung mit dem Inhalt Kinder- und Jugendschutz teilgenommen.  

10. Ort, Datum, Unterschrift: 

Ort / Datum: ………………………………………………

-23-
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